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Fünfter Abschnitt 
Vergehen gegen die Landesverteidigung

§ 109

(1) Wer sich oder einen anderen mit dessen Ein­
willigung durch Verstümmelung oder auf andere Wei­
se zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht 
oder machen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Führt der Täter die Untauglichkeit nur zeit­
weise oder für eine einzelne Art der Verwendung 
herbei, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§ 109 a

(1) Wer sich oder einen anderen durch arglistige, 
auf Täuschung berechnete Machenschaften der Erfül­
lung der Wehrpflicht dauernd oder zeitweise, ganz 
oder für eine einzelne Art der Verwendung entzieht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 109 b

(1) Wer vorsätzlich einen Sodaten der Bundes­
wehr verleitet, einen Befehl nicht zu befolgen, und 
dadurch die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch­
land, die Schlagkraft der Truppe, Leib oder Leben 
eines Menschen oder ihm nicht gehörende Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet, wird mit Freiheitsstra­
fe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr 

fahrlässig herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn der Be­
fehl nicht verbindlich ist, insbesondere wenn er nicht 
zu dienstlichen Zwecken erteilt ist oder die Men­
schenwürde verletzt oder wenn durch das Befolgen 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen würde. Dies 
gilt auch, wenn der Täter irrig annimmt, der Befehl 
sei verbindlich.

WEHRPFLICHTGESETZ 
Vom 24. Januar 1962 (GBl. I S. 2), i. d. F. des 
Anpassungsgesetzes v. 11. Juni 1968, Nr. 29a 

(GBl. I S. 242)

§ 32

(2) Wer vorsätzlich. . . sich dem Dienstantritt zur 
Ableistung des Wehrdienstes für dauernd entzieht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

vgl. §§ 257, 22 Abs. 2 Nr. 1 (bei §§ 19 WStG, 48 StGB 
West)


